
VERWALTUNGSGERICHT COTTBUS 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

VG 7 K 146/09.A 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

Klägers, 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Innern in Berlin, 
dieses vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Post­
straße 72, 15890 Eisenhüttenstadt, Az.: 5254790-163, 

Beklagte, 

wegen Asylrechts (Türkei) 

hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Cottbus 

auf Grund der mündlichen Verhandlung 

vom 19. Januar 2010 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Kirkes als Einzelrichter 

für R e c h t erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens; 
Gerichtskosten werden nicht erhoben. 



Tatbestand 

Der 2007 in Deutschland geborene Kläger ist Sohn der Kläger zu 1. und 2. des parallelen Kla­

geverfahrens VG 7 K 181/09.A. Am 5. Juni 2007 wurde für ihn beim Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge (i.F. Bundesamt) ein Asylanantrag angebracht, zu dessen Begründung sich 

die anwaltlich vertretenen Eltern im Wesentlichen auf ihr eigenes Asylvorbringen, wonach sie 

als syrisch-orthodoxe Christen in der Türkei einer glaubensbedingten Verfolgung unterlägen, 

und darüber hinaus darauf bezogen, dass der Kläger an einer bradykarden Herzrhythmusstö­

rung sowie an einer Hüftreifungsstörung leide. 

Das Bundesamt lehnte den Asylantrag sowie die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft mit 

Bescheid vom 2. Februar 2009 als offensichtlich unbegründet ab und stellte bei gleichzeitiger 

Ausreiseaufforderung und Androhung einer Abschiebung des Klägers in die Türkei fest, dass 

keine anderweitigen Abschiebungsverbote nach § 60 AufenthG bei dem Kläger vorlägen. Der 

Kläger könne nicht als vorverfolgt angesehen werden, da er bislang nur in Deutschland gelebt 

habe; eine sippenhaftähnliche Verfolgung in Anknüpfung an seine Familienangehörigen gebe 

es in der Türkei nicht und er habe auch keine Verfolgung wegen seiner Glaubenszugehörigkeit 

zu gewärtigen. Die angeführte Erkrankung stehe einer Rückkehr in die Türkei nicht entgegen; 

sie sei dort behandelbar. 

Mit seiner am 25. Februar 2009 erhobenen Klage verfolgt der Kläger sein Asylrechtsschutzbe¬ 

gehren weiter. Auf seinen Antrag hin hat das Gericht mit Beschluss vom 2 1 . August 2009 (VG 

7 L 30/09.A) die aufschiebende Wirkung der Klage wegen Zweifeln hinsichtlich des Offensicht¬ 

lichkeitsurteils im angegriffenen Bundesamtsbescheid angeordnet. 

Der Kläger macht geltend, wegen der schlechten Situation der syrisch-orthodoxen Christen im 

Südosten der Türkei glaubensbedingte Verfolgung in der Türkei befürchten zu müssen und 

dort auch über keine Existenzgrundlage zu verfügen. 

Er beantragt, 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge vom 2. Februar 2009 zu verpflichten, ihn als Asylberechtigten anzuerken¬ 
nen und ihm die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen, 
hilfsweise die Beklagte unter entsprechender Aufhebung des genannten Bescheides 
zu verpflichten festzustellen, dass bei ihm die Voraussetzungen nach § 60 Abs. 2 - 6 , 
7 Satz 2 AufenthG hinsichtlich der Türkei vorliegen, 
weiter hilfsweise die Beklagte unter entsprechender Aufhebung des genannten Be¬ 
scheides zu verpflichten festzustellen, dass in seiner Person die Voraussetzungen 
nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich der Türkei vorliegen. 
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Die Beklagte beantragt unter Bezugnahme auf die Gründe des angegriffenen Bundesamtsbe¬ 

scheides schriftsätzlich, 

die Klage abzuweisen. 

Die Kammer hat den Rechtsstreit mit Beschluss vom 2 1 . August 2009 dem Berichterstatter als 

Einzelrichter zur Entscheidung übertragen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den In¬ 

halt der Gerichtsakte sowie des den Kläger betreffenden Verwaltungsvorgangs, namentlich 

des Bescheides vom 2. Februar 2009 (Bl. 55 BA I), Bezug genommen wie auf den ins Verfah¬ 

ren eingeführten Inhalt der die Eltern und Geschwister des Klägers betreffenden Gerichtsakte 

VG 7 K 181/09.A und der sie betreffenden Asylvorgänge des dortigen Erst- und Folgeverfah¬ 

rens. 

Entscheidungsgründe 

Es konnte trotz Ausbleibens von Vertretern der Beklagten verhandelt und über die Klage ent¬ 

schieden werden, da hierauf in der Ladung hingewiesen worden war. 

Die zulässige, insbesondere angesichts des fehlenden Zustellnachweises hinsichtlich des an¬ 

gegriffenen Bundesamtsbescheides als fristgerecht eingegangen zu bewertende Klage hat 

keinen Erfolg. Der Bundesamtsbescheid vom 2. Februar 2009 verletzt den Kläger nicht in sei¬ 

nen Rechten, da er keinen Anspruch auf die begehrte Asylanerkennung und auf die Zuerken¬ 

nung des Flüchtlingsschutzes hat und auch kein anderes Abschiebungsverbot nach § 60 Auf-

enthG zu beanspruchen vermag (§113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). 

Das Gericht stellt fest, dass es der Begründung des Bundesamtes im angegriffenen Bescheid 

vom 2. Februar 2009 vollumfänglich folgt, und sieht daher von einer bloß wiederholenden Dar¬ 

stellung der Entscheidungsgründe ab. Die Inbezugnahme umfasst ausdrücklich auch die Fest¬ 

stellungen des Bundesamtes zu dem auf § 30 Abs. 1 AsylVfG gestützten Offensichtlichkeitsur¬ 

teil, nachdem das Gericht inzwischen die Gewissheit gewonnen hat, dass die Eltern des Klä¬ 

gers unverfolgt aus Istanbul, wo sie die letzten Jahre vor ihrer Ausreise offenbar unbehelligt 

vor den angeblichen Nachstellungen gelebt hatten, in das Bundesgebiet eingereist waren. 

Der Kläger kann danach in Ansehung seines ununterbrochenen Aufenthalts im Bundesgebiet 

keinerlei Vorverfolgung in der Türkei anführen und er hat - auch in Ansehung des Fehlens 

seiner Religionsmündigkeit - selbst bei Zugrundelegen einer syrisch-orthodoxen Glaubenszu­

gehörigkeit keine asylrelevante Verfolgung zu gewärtigen. 



Das Gericht teilt auch in Ansehung der zahlreichen vom Kläger sowie von seinen Eltern in 

deren Asylfolgeverfahren eingeführten Erkenntnisse die Auffassung des Bundesamtes wo¬ 

nach syrisch-orthodoxe Christen in der Türkei derzeit keiner derartigen Verfolgung ausgesetzt 

und zumindest in Istanbul, wo die Kernfamilie des Klägers während der letzten etwa 17 Jahre 

gelebt hatte, hinreichend sicher sind. 

Selbst für die von den Eltern des Klägers immer wieder in den Blick genommene südöstliche 

Region der Türkei lässt sich die gehegte Verfolgungsfurcht nicht (mehr) bestätigen. 

Klarer Sieger der Parlamentswahlen im November 2002 war die konservative, islamisch ge­

prägte Gerechtigkeits- und Aufbau-Partei (AKP) mit 34,3 % der Stimmen. Kernelemente der 

türkischen Reformpolitik, die vorsichtig bereits Anfang/Mitte 2002 von der Vorgängerregierung 

eingeleitet worden war (u.a. Abschaffung der Todesstrafe im August 2002), sind die - nach 

üblicher Zählung - acht „Reformpakete" aus den Jahren 2002 bis 2004. Mit Inkrafttreten des 8. 

Gesetzespaktes am 1. Juni 2005 hat die Türkei die politischen Kopenhagener Kriterien für die 

Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen hinreichend erfüllt. Die Kernpunkte der bisherigen 

acht Reformpakete sind: Abschaffung der Todesstrafe, Abschaffung der Staatssicherheitsge¬ 

richte, Reform des Nationalen Sicherheitsrates (Eindämmung des Einflusses des Militärs), 

Zulassung von Unterricht in weiteren in der Türkei gesprochenen Sprachen neben Türkisch 

(dies betrifft in erster Linie Kurdisch), die Benutzung dieser Sprachen in Rundfunk und Fern¬ 

sehen, erleichternde Bestimmungen über die rechtliche Stellung von Vereinen und religiösen 

Stiftungen, Neuregelungen zur Erschwerung von Parteischließungen und Politikverboten, 

Maßnahmen zur Verhütung sowie zur erleichterten Strafverfolgung und Bestrafung von Folter, 

Ermöglichung der Wiederaufnahme von Verfahren nach einer Verurteilung durch den Europäi¬ 

schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), Einführung von Berufungsinstanzen. Im Be¬ 

reich der Strafjustiz kam es bereits seit 2002 zu entscheidenden Verbesserungen z.B. bei den 

Bestimmungen zur Verfolgung von Meinungsdelikten. Die im Juni 2005 in Kraft getretenen 

Strafgesetze sollen sich im Rahmen von EU-Standards halten. Im Rahmen der im Mai 2004 

verabschiedeten Verfassungsänderungen wurde außerdem Artikel 90 der Verfassung über 

internationale Abkommen geändert und der Vorrang der von der Türkei ratifizierten völker¬ 

rechtlichen und europäischen Verträge gegenüber den nationalen Rechtsvorschriften veran¬ 

kert. Geraten internationale Menschenrechtsübereinkommen mit nationalen Rechtsvorschrif¬ 

ten in Konflikt, haben die türkischen Gerichte jetzt internationale Übereinkommen anzuwen¬ 

den. Die Reformen stehen in engem Zusammenhang mit dem politischen Ziel des Beitritts zur 

Europäischen Union und zielen erklärtermaßen auf eine weitere Demokratisierung der Türkei 

ab. Die bestehenden Implementierungsdefizite sind u.a. darauf zurückzuführen, dass viele 

Entscheidungsträger in Verwaltung und Justiz auf Grund ihrer Sozialisation im kemalistisch-

laizistisch-nationalen Staatsverständnis Skepsis und Misstrauen gegenüber der islamisch-
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konservativen AKP-Regierung hegen und Reformschritte als von außen oktroyiert und poten­

tiell schädlich wahrnehmen. In ihrer Berufspraxis setzen sie den Reformvorhaben der Zentral­

regierung oftmals großes Beharrungsvermögen entgegen und verteidigen damit aus ihrer 

Sicht das Staatsgefüge als Bollwerk gegen Separatismus und Islamismus. Die Regierung 

setzt sich nachdrücklich dafür ein, durch zahlreiche erklärende und anweisende Runderlasse 

die Implementierung der beschlossenen Reformen voranzutreiben und die sachgerechte An¬ 

wendung der Gesetze sicherzustellen. Besonders wichtige Posten, z.B. der des Gouverneurs 

der Provinz Diyarbakir, werden mit Persönlichkeiten besetzt, die das Reformwerk ausdrücklich 

unterstützen (siehe dazu Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom 1 1 . Januar 2007, Stand: 

Dezember 2006). Bei den Parlamentswahlen vom 22. Juli 2007 hat die regierende AKP mit 

Ministerpräsident Erdogan mit knapp 46,62 % der abgegebenen Stimmen einen historischen 

Sieg errungen. Am 28. August 2007 wurde der bisherige Außenminister Gül im dritten Wahl¬ 

gang zum 1 1 . Staatspräsidenten der Türkei gewählt. Die vorgezogenen Parlamentswahlen, 

die anschließende Wahl des Präsidenten und die zügige Regierungsbildung haben zu einer 

Beruhigung und Konsolidierung der innenpolitischen Lage geführt. Sowohl Staatspräsident 

Gül als auch Ministerpräsident Erdogan kündigten eine Fortsetzung der Reformpolitik an. In 

der türkischen Verfassung sind die Prinzipien der Religionsfreiheit und der Gleichheit der Bür¬ 

ger vor dem Gesetz unabhängig von Religion oder Bekenntnis verankert (Lagebericht des 

Auswärtigen Amtes vom 25. Oktober 2007; Stand: September 2007). Danach ist in der Praxis 

die individuelle Glaubensfreiheit weitgehend gewährleistet. Über staatliche Repressionsmaß¬ 

nahmen, die gegen das individuelle Glaubensbekenntnis des Einzelnen gerichtet seien, lägen 

keine Berichte vor. Nichtstaatliche Repressionsmaßnahmen treten danach selten auf. Darüber 

hinaus dokumentiert der Lagebericht auch die Ermordung dreier Mitarbeiter eines christlichen 

Verlages sowie den Mord an einem katholischen Priester im Februar 2006 sowie an dem 

Journalisten im Januar 2007. Hinsichtlich der syrisch-orthodoxen Christen wird ausge¬ 

führt, nachdem sich die Lage der Syriani im Südosten entspannt habe, gebe es erste Rück¬ 

kehrer, insbesondere im Gebiet um Midyat. Früher häufige Übergriffe gegen Syriani und Yezi-

den kämen, soweit ersichtlich, nicht mehr vor. Aus anderen Quellen ergibt sich allerdings, 

dass insbesondere im Jahr 2006 Überfälle auf syrisch-orthodoxe Aramäer im Tur Abdin statt¬ 

gefunden haben (vgl. Eastern Star News Agency vom 5. September 2006). Dabei kam es zu 

Sach- aber auch Personenschäden. Ebenfalls dokumentiert ist in der Auskunft der Gesell¬ 

schaft für bedrohte Völker vom 20. März 2007 ein Bombenanschlag gegen den Kirchenrats¬ 

vorsitzenden von Midyat im Südosten der Türkei. Aus den vorliegenden Erkenntnismaterialien 

geht aber ebenfalls hervor, dass sich die Situation der Christen im Tur Abdin in den vergange¬ 

nen Jahren im Vergleich zu den 1990-iger Jahren deutlich verbessert hat. Zum einen werden 

in vielen Dörfern Häuser, Kirchen und Klöster wieder hergerichtet und es kehren auch Famili¬ 

en freiwillig auf Dauer und nicht nur zu Urlaubszwecken in den Tur Abdin zurück. Zwar wird 



insbesondere in dem Reisebericht des Pfarrers Oberkampf über seinen Besuch im Tur Abdin 

im September 2006 die Sicherheitslage noch als sehr instabil und brüchig bezeichnet trotz 

der auch damals schon vorhandenen Rückkehrer. Aus der „Auswertung einer Reise zu den Christen 

im Tur Abdin (Südosttürkei) und im Nordirak vom 26.05. bis 05.06. 2008" von Mit-

gliedern der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern ergibt sich aber, dass offenbar die 

Rückkehr syrisch-orthodoxer Christen und die Renovierung von Häusern auch zwei Jahre 

nach der Reise von Oberkampf anhält. Die „Kurze Information über die gegenwärtige Situation 

des "Tur Abdin"" vom 3 1 . Oktober 2006 bezieht sich insoweit auf die Reise des Pfarrers Ober­

kampf im September 2006 und enthält keine neuen Erkenntnisse. Für das Jahr 2008 sind dem 

Gericht keine im Einzelfall verifizierten Übergriffe auf syrisch-orthodoxe Christen bekannt ge­

worden. 

Die Voraussetzungen für die Annahme einer mittelbaren Gruppenverfolgung wegen einer sy­

risch-orthodoxen Glaubenszugehörigkeit - auf eine staatliche Verfolgung beruft sich auch der 

Kläger nicht - liegen nicht (mehr) vor. Diese setzt voraus, dass die Verfolgungshandlungen im 

Verfolgungszettraum und Verfolgungsgebiet auf alle sich dort aufhaltenden Gruppenmitglieder 

zielen und sich in quantitativer und qualitativer Hinsicht so ausweiten, wiederholen und um 

sich greifen, dass daraus für jeden Gruppenangehörigen nicht nur die Möglichkeit, sondern 

ohne Weiteres die aktuelle Gefahr eigener Betroffenheit entsteht. Dabei müssen Anzahl und 

Intensität der Verfolgungsmaßnahmen auch zur Größe der Gruppe in Beziehung gesetzt wer­

den, auch bei besonders kleinen Gruppen. Dies gilt ebenso für eine Verfolgung durch nicht­

staatliche Akteure nach § 60 Abs. 1 Satz 4 Alt. c AufenthG. Die Grundsätze für die mittelbare 

staatliche Gruppenverfolgung sind prinzipiell auch auf die private Verfolgung durch nichtstaat­

liche Akteure übertragbar. Die dargestellten Überfälle erfüllen diese Voraussetzungen für die 

Annahme einer mittelbaren Gruppenverfolgung nicht. Nach aktuellen Erkenntnissen leben in 

der Region Tur Abdin mit den Zentren Midyat und Mardin noch etwa 20 syrisch-orthodoxe 

Mönche und 2500 Christen, die von zwei Bischöfen betreut werden (Briefing Notes des Infor­

mationszentrums Asyl und Migration vom 3. Dezember 2007 zur Türkei). Die Zahl und Intensi­

tät der Verfolgungsmaßnahmen wiederholen sich nicht so bzw. greifen nicht so um sich, dass 

damit für jeden syrisch-orthodoxen Christen im Tur Abdin ohne Weiteres die aktuelle Gefahr 

eigener Betroffenheit entsteht. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass eine Vielzahl der Kon­

flikte darauf zurückzuführen ist, dass Rückkehrer ihr ursprüngliches Eigentum wieder bean­

spruchen und somit bereits aus diesem Grund, und nicht wegen ihrer syrisch-orthodoxen 

Glaubenszugehörigkeit Anfeindungen ausgesetzt sind. 

Insgesamt ist damit festzustellen, dass die Situation der syrisch-orthodoxen Christen in Tur 

Abdin im Ganzen als weitgehend sicher angesehen werden kann. Darüber hinaus können die 

Übergriffe dem türkischen Staat nicht mehr zugerechnet werden. Es fehlt an Hinweisen, dass 

die türkischen Behörden - wie noch in den 1990-iger Jahren - bei Übergriffen gegen syrisch-
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orthodoxe Christen grundsätzlich nicht einschreiten. Aus den Erkenntnismaterialien ergibt sich 

vielmehr, dass dies durchaus der Fall ist. In der bereits oben zitierten Auskunft des Informati¬ 

onszentrums Asyl und Migration (Briefing Notes vom 3. Dezember 2007) ist im Hinblick auf 

die Entführung eines syrisch-orthodoxen Mönches am 28. November 2007 ausgeführt, dass 

unmittelbar nach Bekanntwerden des Vorfalls Polizei und Gendarmerie in der Provinz Mardin 

und den angrenzenden Provinzen eine intensive Fahndung nach den Tätern eingeleitet ha¬ 

ben. Auch aus der Presseerklärung der Aramäer (Eastern Star News Agency 5. September 

2006) ergibt sich, dass nach dem Überfall einer kurdischen Familie auf einen zu Besuchszwe¬ 

cken zurückgekehrten Aramäer dieser die Täter angezeigt habe und deswegen auch vor der 

Staatsanwaltschaft in Midyat erschienen sei. Selbst wenn davon auszugehen ist, dass Über¬ 

griffe nicht vollständig ausgeschlossen werden können und der türkische Staat dagegen kei¬ 

nen lückenlosen Schutz gewährleisten kann, kann dies jedoch der Annahme einer grundsätz¬ 

lichen Schutzwilligkeit nicht entgegenstehen. Auch aus diesem Grund ist somit eine weiterhin 

fortbestehende mittelbare Gruppenverfolgung wegen der Glaubenszugehörigkeit mit hinrei¬ 

chender Sicherheit ausgeschlossen. 

Dem Kläger droht auch nicht aus anderen Gründen Verfolgung, etwa wegen der Asylantrag¬ 

stellung. Abgeschobene Personen werden nach Ankunft in der Türkei einer Routinekontrolle 

unterzogen und dabei auch in den Diensträumen der jeweiligen Polizeiwache vorübergehend 

zum Zwecke einer Befragung festgehalten. Ausweislich des Lageberichtes des Auswärtigen 

Amtes vom 29. Juni 2009 wird Misshandlung oder Folter allein auf Grund der Tatsache, dass 

ein Asylantrag gestellt wurde, ausgeschlossen. Danach haben auch die türkischen Menschen¬ 

rechtsorganisationen explizit erklärt, dass aus ihrer Sicht zurückgekehrten abgelehnten Asyl¬ 

bewerbern keine staatlichen Repressionsmaßnahmen drohen. 

Auch aus § 60 Abs. 1 Satz 5 AufenthG ergibt sich kein Verbot der Abschiebung des Klägers. 

Danach sind für die Feststellung, ob eine Verfolgung nach Satz 1 vorliegt, Art. 4 Abs. 4 sowie 

die Art. 7 bis 10 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen 

für die Anerkennung oder den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flücht¬ 

linge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt 

des zu gewährenden Schutzes ergänzend anzuwenden. Auch aus Art. 10 Abs. 1 b der Richtli¬ 

nie ergibt sich im Hinblick auf den Begriff der Religion zu Gunsten des Klägers kein weiterge¬ 

hender Anspruch auf Abschiebungsschutz. 

Zuletzt verhilft dem Kläger die angeführte Erkrankung aus den zutreffenden Gründen des 

Bundesamtsbescheides nicht zur Zuerkennung des äußerst hilfsweise geltend gemachten 

gesundheitsbedingten Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG. 



Die Kostenfolge beruht auf §§ 154 Abs. 1 VwGO, 83 b AsylVfG. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats nach dessen Zustellung die Zulassung der 
Berufung beantragt werden. Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Cottbus, Vom-Stein-
Straße 27, 03050 Cottbus, schriftlich zu stellen. Er kann stattdessen auch in elektronischer 
Form bei der elektronischen Poststelle des Verwaltungsgerichts Cottbus unter 
www.erv.brandenburg.de eingereicht werden, wenn das elektronische Dokument mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes versehen ist. Er muss 
das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung 
zuzulassen ist, darzulegen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevollmächtigte 
vertreten lassen. Dies gilt auch für den Antrag auf Zulassung der Berufung. Als Bevollmächtig­
te sind Rechtsanwälte und Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinn des Hoch­
schulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Darüber hinaus können 
auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneten Per¬ 
sonen und Organisationen auftreten. Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann 
sich selbst vertreten. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließ¬ 
lich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt vertreten lassen; das Be¬ 
schäftigungsverhältnis kann auch zu einer anderen Behörde, juristischen Person des öffentli¬ 
chen Rechts oder einem der genannten Zusammenschlüsse bestehen. Richter dürfen nicht 
vor dem Gericht, ehrenamtliche Richter nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie an­
gehören. 

Kirkes 

http://www.erv.brandenburQ.de

